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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

BMF: Einführungsschreiben zur Befreiung der Leistungen von 
selbständigen Personenzusammenschlüssen an ihre Mitglieder, § 4 Nr. 29 
UStG 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 19. Juli 2022 ein 
Einführungsschreiben zur Befreiung der Leistungen von selbständigen 
Personenzusammenschlüssen an ihre Mitglieder, § 4 Nr. 29 UStG, veröffentlicht. 

Hintergrund 

Im Rahmen des Gesetzes zur weiteren steuerlichen Förderung der 
Elektromobilität und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften (JStG 2019) 
wurde zum 1. Januar 2020 in § 4 Nr. 29 UStG eine Steuerbefreiung für sonstige 
Leistungen von selbständigen Personenzusammenschlüssen an ihre Mitglieder 
für unmittelbare Zwecke ihrer dem Gemeinwohl dienenden nicht steuerbaren oder 
ihrer nach § 4 Nr. 11b, 14 bis 18, 20 bis 25 oder 27 steuerfreien Umsätze 
eingeführt.  

In diesem Zusammenhang ist außerdem zum 1. Januar 2020 die bisherige 
Steuerbefreiung nach § 4 Nr. 14 Buchstabe d UStG für 
Personenzusammenschlüsse im medizinischen Bereich aufgehoben worden. 

Inhalt 

I. Unionsrechtliche Grundlagen der Steuerbefreiung 

II. Leistungen von selbständigen Personenzusammenschlüssen (§ 4 Nr. 29 
UStG) 

1. Begünstigte Zusammenschlüsse 
o Selbständigkeit des Personenzusammenschlusses 
o Begünstigte Leistungen des 

Personenzusammenschlusses 
o Begünstigte Tätigkeiten der Mitglieder 
o Unmittelbarkeit 

2. Wettbewerbsverzerrung 
3. Genaue Kostenerstattung 
4. Beschränkung auf das Inland 

III. Zusammenschlüsse von juristischen Personen des öffentlichen Rechts 

1. Handeln der öffentlichen Hand 
2. Begünstigte Zusammenschlüsse 
3. Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen 

 



3 

Anwendung 

Die Grundsätze dieses Schreibens sind erstmals für Umsätze von selbständigen 
Personenzusammenschlüssen anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2019 
bewirkt werden. F vor dem 1. Januar 2020 an ihre Mitglieder erbrachte 
Leistungen kne n sich selbständige Personenzusammenschlüsse unmittelbar auf 
Artikel 132 Abs. 1 Buchstabe f MwStSystRL berufen. Bei der Auslegung dieser 
Norm der MwStSystRL ist die oben beschriebene Auslegung des § 4 Nr. 29 UStG 
entsprechend anzuwenden. 

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 19. Juli 2022, III C 3 - S 7189/20/10001 :001. 

 

BMF zum Steuerabzug von Vergütungen für im Inland erbrachte 
Bauleistungen 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 20. Juli 2022 ein 
überarbeitetes Schreiben zum Steuerabzug von Vergütungen für im Inland 
erbrachte Bauleistungen veröffentlicht. Damit wird das Schreiben vom 27. 
Dezember 2002 (BStBl I Seite 1399) ersetzt. 

Hintergrund 

Nach den §§ 48 bis 48d Einkommensteuergesetz (EStG) müssen 
unternehmerisch tätige Auftraggeber von Bauleistungen (Leistungsempfänger) im 
Inland einen Steuerabzug von 15 % der Gegenleistung für Rechnung des die 
Bauleistung erbringenden Unternehmens (Leistender) vornehmen, wenn keine 
gültige, vom zuständigen Finanzamt des Leistenden ausgestellte 
Freistellungsbescheinigung vorliegt oder bestimmte Freigrenzen nicht 
überschritten werden. 
 
Außerdem besteht für Unternehmen des Baugewerbes, die ihren Sitz oder ihre 
Geschäftsleitung im Ausland haben, jeweils eine zentrale örtliche Zuständigkeit 
von Finanzämtern im Bundesgebiet. Diese umfasst auch das 
Lohnsteuerabzugsverfahren sowie die Einkommensbesteuerung der von diesen 
Unternehmen im Inland beschäftigten Arbeitnehmer mit Wohnsitz im Ausland. 

Inhalt 

1. Steuerabzugspflicht 
2. Einbehaltung, Abführung und Anmeldung des Abzugsbetrages 
3. Abrechnung mit dem Leistenden 
4. Haftung 
5. Widerruf und Rücknahme der Freistellungsbescheinigung 
6. Bemessungsgrundlage und Höhe des Steuerabzugs 
7. Entlastung aufgrund von Doppelbesteuerungsabkommen 
8. Anrechnung des Steuerabzugsbetrages 
9. Erstattungsverfahren 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/2022-07-19-einfuehrungsschreiben-zur-befreiung-der-leistungen-von-selbstaendigen-personenzusammenschluessen-an-ihre-mitglieder-paragraf-4-nr-29-UStG.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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10. Sperrwirkung gegenüber § 160 AO, § 42d Absatz 6 und 8 sowie § 
50a Absatz 7 EStG 

11. Zuständiges Finanzamt 
12. Anwendung 

Das Schreiben ersetzt die BMF-Schreiben vom 27. Dezember 2002, BStBl I Seite 
1399; vom 4. September 2003, BStBl I Seite 431 und vom 20. September 2004, 
BStBl I Seite 862. 

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 19. Juli 2022, IV C 8 -S 2272/19/10003 :002.   

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Einkommensteuer/2022-07-19-steuerabzug-von-verguetungen-fuer-im-inland-erbrachte-bauleistungen.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 21. Juli 2022 

 
 
Wird der Gewerbetreibende an einer ortsfesten betrieblichen 
Einrichtung seines Auftraggebers fortdauernd tätig, so liegt eine 
Betriebsstätte i.S. des § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 6 EStG in der bis zum 
Jahr 2013 geltenden Fassung auch dann vor, wenn der 
Gewerbetreibende zugleich über eine eigene Betriebsstätte 
verfügt. Nach der die Neuordnung des steuerlichen 
Reisekostenrechts ab 2014 prägenden Grundentscheidung wird 
die erste Tätigkeitsstätte vorrangig anhand der arbeits-(vertrag-) 
oder dienstrechtlichen Zuordnung des Arbeitnehmers durch den 
Arbeitgeber bestimmt (vgl. BFH-Urteil vom 10.04.2019 - VI R 6/17, 
BFHE 264, 258, BStBl II 2019, 539, Rz 19). 
 
Zum Urteil 
 
 
 
Bei summarischer Prüfung bestehen ernstliche Zweifel an der 
Verfassungsmäßigkeit von Säumniszuschlägen, soweit diese nach 
dem 31.12.2018 entstanden sind (Anschluss an BFH-Beschluss 
vom 31.08.2021 - VII B 69/21 (AdV), nicht veröffentlicht). Aus 
unionsrechtlichen Grundsätzen (Äquivalenz-, Effizienz-, 
Verhältnismäßigkeits- und Neutralitätsprinzip) folgen keine 
weitergehenden Zweifel an der gesetzlichen Höhe der 
Säumniszuschläge. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
Für die Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen gegen 
Finanzbehörden wegen behaupteter Verstöße gegen die DSGVO 
ist der Finanzrechtsweg gegeben. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Urteil X R 14/19: 
Betriebsstättenbegriff 
nach § 4 Abs. 5 Satz 1 
Nr. 6 EStG nach altem 
und dem ab 2014 
geltenden 
Reisekostenrecht 
 
 
 
 
16. Februar 2022 
 

Beschluss V B 4/22 
(AdV): AdV-Verfahren: 
Ernstliche Zweifel an 
der Höhe der 
Säumniszuschläge 
 
 
 
 
 
 
23. Mai 2022 
 

 

 

Beschluss II B 92/21: 
Rechtsweg für 
Schadenersatz nach 
der DSGVO 
 
 
 
 
 
 
 
28. Juni 2022 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210124/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210122/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210120/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Urteil V R 34/20: Zur Umsatzbesteuerung der Wärmeabgabe aus einem 
Blockheizkraftwerk 
15. März 2022 
Zum Urteil 
 
Urteil X R 26/20: Altersvorsorge-Eigenheimbetrag: Unmittelbare 
Verwendung des geförderten Altersvorsorgekapitals in Fällen der 
Darlehenstilgung 
16. Februar 2022 
Zum Urteil 
 
Urteil X R 20/20: Tilgung eines Darlehens i.S. des § 92a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
EStG 
16. Februar 2022 
Zum Urteil 
 
Urteil VI R 22/20: Einwurf von Grundstücken des Privat- und 
Betriebsvermögens in ein Umlegungsverfahren 
12. April 2022 
Zum Urteil 

 
 
Rechtsprechung im Blog 

 
Gewerbesteuerrechtliche Nichterfassung des Veräußerungsgewinns einer 
GmbH & Co. KG anlässlich des Übergangs zu einer neuen Tätigkeit 
Ob der anlässlich des Übergangs zu einer neuen Tätigkeit erzielte 
Veräußerungsgewinn einer GmbH & Co. KG nach § 7 Satz 1 GewStG der 
Gewerbesteuer unterliegt, beurteilt sich danach, ob der "bisherige" und der "neue" 
Betrieb bei wirtschaftlicher Betrachtung und nach der Verkehrsauffassung 
wirtschaftlich identisch sind. Dies richtet sich nach den gleichen Kriterien, die für 
die Bestimmung der Unternehmensidentität im Rahmen des § 10a GewStG 
maßgeblich sind. Die Überführung einer wesentlichen Betriebsgrundlage in den 
"neuen" Betrieb steht der Einstellung des "bisherigen" Betriebs nicht entgegen. 
Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden. 
Sachverhalt  
Streitig ist, ob ein im Jahr 2000 (Streitjahr) von der Klägerin erzielter 
Veräußerungsgewinn der Gewerbesteuer unterliegt. 
Das Finanzamt vertrat dabei die Auffassung, dass der Veräußerungsgewinn dem 
Gewerbeertrag zuzuordnen sei, weil der bisherige Gewerbebetrieb nicht endgültig 
eingestellt worden sei, da zumindest eine wesentliche Betriebsgrundlage, eine 
Beteiligung der Komplementär-GmbH, zurückbehalten wurde. 
Die Klage vor dem Finanzgericht Berlin-Brandenburg hatte Erfolg. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210121/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210126/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210125/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210123/
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Entscheidung des BFH 
Der BFH hat der Revision stattgegeben, die Entscheidung der Vorinstanz 
aufgehoben und zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung an das 
Finanzgericht zurückverwiesen. 
Ob der anlässlich des Übergangs zu einer neuen Tätigkeit erzielte 
Veräußerungsgewinn einer GmbH & Co. KG nach § 7 Satz 1 GewStG der 
Gewerbesteuer unterliegt, beurteilt sich danach, ob der "bisherige" und der "neue" 
Betrieb bei wirtschaftlicher Betrachtung und nach der Verkehrsauffassung 
wirtschaftlich identisch sind. 
Dies richtet sich nach den gleichen Kriterien, die für die Bestimmung der 
Unternehmensidentität im Rahmen des § 10a GewStG maßgeblich sind. 
Die Überführung einer wesentlichen Betriebsgrundlage in den "neuen" Betrieb 
steht der Einstellung des "bisherigen" Betriebs nicht entgegen. 
Der Gewinn aus der Veräußerung des bisher originär gewerblichen 
Geschäftsbereichs einer GmbH & Co. KG ist daher nicht bereits dann dem 
Gewerbeertrag zuzuordnen, wenn eine wesentliche Betriebsgrundlage in dem 
neuen vermögensverwaltenden Geschäftsbereich der nunmehr gewerblich 
geprägten Personengesellschaft fortgeführt wird (Änderung der Rechtsprechung). 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 10. Februar 2022 (IV R 6/19), veröffentlicht am 14. Juli 2022. 
 
 
EuGH-Vorlage zur Reichweite des sog. "Reemtsma-Anspruchs" 
Ist es unionsrechtlich geboten, dass einem Kläger ein Anspruch auf Erstattung 
der von ihm an seine Vorlieferanten zu viel gezahlten Mehrwertsteuer unmittelbar 
gegen die Finanzbehörde zusteht, auch wenn noch die Möglichkeit besteht, dass 
die Finanzbehörde durch die Vorlieferanten aufgrund einer Berichtigung der 
Rechnungen zu einem späteren Zeitpunkt in Anspruch genommen wird und dann 
möglicherweise keinen Rückgriff mehr beim Kläger nehmen kann? Diese Frage 
hat das Finanzgericht Münster dem Europäischen Gerichtshof zur 
Vorabentscheidung vorgelegt. 
Sachverhalt 
Der Kläger lieferte Holz, das er von seinen Vorlieferanten mit 19 % Umsatzsteuer 
erworben hatte, an seine Kunden zum ermäßigten Steuersatz von 7 % weiter. In 
einem gegen das Finanzamt geführten Rechtsstreit bestätigte das Finanzgericht 
Münster, dass der Kläger seine Holzlieferungen zurecht dem ermäßigten 
Steuersatz unterworfen hatte, führte aber zugleich aus, dass auch die 
Eingangsleistungen seiner Lieferanten lediglich mit 7 % zu besteuern seien. Dem 
folgend kürzte das Finanzamt den Vorsteuerabzug des Klägers und forderte die 
Differenzbeträge von ihm zurück. Der Kläger trat an seine Vorlieferanten mit der 
Bitte heran, ihre Rechnungen zu berichtigen und ihm die Differenz auszuzahlen. 
Diese machten jedoch die zivilrechtliche Einrede der Verjährung geltend. 
Daraufhin stellte der Kläger beim Finanzamt den Antrag, die Differenzbeträge aus 
Billigkeitsgründen zu erlassen und berief sich hierzu auf das „Reemtsma-Urteil“ 
des EuGH (vom 15. März 2007 Rs. C-35/05). Diesen Antrag lehnte das 
Finanzamt ab, weil der Kläger selbst für die Situation verantwortlich sei, denn er 
habe die Ware nicht mit einem veränderten Steuersatz weiterveräußern dürfen. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210115/
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Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 
 

HIER 
 

Vorlagefrage 
Das Finanzgericht Münster hat das daraufhin vom Kläger angestrengte 
Klageverfahren ausgesetzt und dem EuGH die Frage vorgelegt, ob unter den 
Umständen des Streitfalls ein Direktanspruch auf Erstattung der Umsatzsteuer 
gegen das Finanzamt in Betracht kommt. 
Grundsätzlich sei es unionsrechtlich nicht zu beanstanden, dass bei zu Unrecht in 
Rechnung gestellter Mehrwertsteuer der leistende Unternehmer einen 
Erstattungsanspruch gegen die Finanzbehörde hat und der Leistungsempfänger 
auf den Zivilrechtsweg gegen den Leistenden verwiesen wird. Nach dem 
„Reemtsma-Urteil“ (und weiteren Folgeentscheidungen des EuGH) bestehe aber 
wegen des Grundsatzes der Effektivität ausnahmsweise ein unmittelbarer 
Erstattungsanspruch des Leistungsempfängers gegen die Finanzbehörde, wenn 
die Erstattung „unmöglich oder übermäßig erschwert wird“. Im deutschen Recht 
könne dieser Anspruch im Billigkeitsverfahren (§§ 163, 227 Abgabenordnung 
(AO)) geltend gemacht werden. 
Das Finanzgericht Münster hat Zweifel, ob die EuGH-Rechtsprechung, die stets 
Fälle der Zahlungsunfähigkeit der jeweils leistenden Unternehmer betroffen habe, 
auf den vorliegenden Fall Anwendung findet. Zwar sei es dem Kläger aufgrund 
der Einrede der Verjährung zivilrechtlich nicht mehr möglich, seine Ansprüche 
gegen seine Vorlieferanten durchzusetzen. Diese hätten allerdings zeitlich 
unbegrenzt die Möglichkeit, ihre Rechnungen nach § 14c Abs. 1 
Umsatzsteuergesetz (UStG) zu berichtigen und von der Finanzbehörde die zu viel 
gezahlten Umsatzsteuerbeträge erstattet zu bekommen. Gestehe man dem 
Kläger einen Direktanspruch zu, müsse das Finanzamt in diesem Fall von ihm 
eine Rückzahlung verlangen, was z.B. bei zwischenzeitlich eingetretener 
Zahlungsunfähigkeit zu einer doppelten Erstattung führen könne. Nach 
Auffassung des Gerichts habe der Kläger vielmehr Vorkehrungen zur Sicherung 
seiner zivilrechtlichen Ansprüche, z.B. durch rechtzeitige Einholung des Verzichts 
auf die Einrede der Verjährung, treffen müssen. 
Fundstelle 
Finanzgericht Münster, Beschluss vom 27. Juni 2022 (15 K 2327/20 AO), vgl. 
die Pressemitteilung Nr. 14 vom 15. Juli 2022; ein Az. beim EuGH ist noch nicht 
bekannt. 

 
 
 

 
 
 
 

 

 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2020/15_K_2327_20_AO_Beschluss_20220627.html
https://www.fg-muenster.nrw.de/behoerde/presse/pressemitteilungen/PM_14_15_07_2022/index.php
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E-MAIL SENDEN 

 

ZUM SEMINAR 

Business Meldungen 
Mitwirkungspflichten bei Verrechnungspreisprüfungen - die Sichtweise des 
Gerichts & der Betriebsprüfung 
  
In unserem Transfer Pricing Podcast informieren wir Sie regelmäßig über aktuelle 
Themen und Entwicklungen im Bereich der steuerlichen Verrechnungspreise. 
Experten aus unserem Team stellen Ihnen ausgesuchte Themen vor und 
diskutieren diese mit Gästen. 
 
Mehr dazu finden Sie in unserem Blog Steuern&Recht. 
 

Terminplaner 
  
Aktuelles zur Umsatzsteuer – Spotlight: 
Reisekosten und Erstattung 
Webinar, 02.08. 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/azu-spotlight
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/azu-spotlight
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/azu-spotlight
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/azu-spotlight
https://www.pwc-events.com/azu-spotlight
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/232870/mitwirkungspflichten-bei-verrechnungspreispruefungen-die-sichtweise-des-gerichts-der-betriebspruefung/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/azu-spotlight
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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Redaktion  
 
Gabriele Nimmrichter 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Friedrich-Ebert-Anlage 35-37 
60327 Frankfurt am Main 
Tel.: (0 69) 95 85-5680 
gabriele.nimmrichter@de.pwc.com 
 
Gunnar Tetzlaff 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Fuhrberger Straße 5 
30625 Hannover 
Tel.: (0 511) 53 57-3242 
gunnar.tetzlaff@de.pwc.com 
 

 

Datenschutz 
 
Die Datenverarbeitung für den Versand des 
Newsletters erfolgt aufgrund der Grundlage 
Ihrer Einwilligung. Sie können den 
Newsletter jederzeit mit Wirkung für die 
Zukunft abbestellen und Ihre Einwilligung 
damit widerrufen 
 
© 2022 PwC. All rights reserved. PwC 
refers to the PwC network and/or one or 
more of its member firms, each of which is a 
separate entity. 

 
Please see www.pwc.com/structure for 
further details. 
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